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Brandenburg handelt. 

Potsdam,  S  . Juli 2023 

Einführungserlass Vollzugshilfe § 10 Absatz 5 Satz 2 und Satz 3, § 16b und § 
23b Absatz 3a Nummer 4 BlmSchG 

r  

Zertifikat seit 2019  
audit  berufundfamilie 

Die auf der Internetseite der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 
(LAI) veröffentlichten Vollzugshinweise zu § 10 Absatz 5 Satz 2 und Satz 3, § 16b 
und § 2315 Absatz 3a Nummer 4 BlmSchG (lai-vollzugshilfe-paragraph-16b-bim- 
schg-aktualisierung-stand-10082022 2 1676284796.pdf (lai-immissionsschutz.de)  
werden zur Anwendung in immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
eingeführt. Bei der Anwendung sind folgende Hinweise zu beachten: 

1. Amtsermittlungsgrundsatz: 
In Ziffer 3 Buchstabe  bb)  der Vollzugshinweise wird dargelegt, dass die Formulie-
rung in § 10 Absatz 5 Satz 3 BlmSchG dazu führt, dass die Entscheidung in Bezug 
auf das zu beurteilende Fachrecht auf der Grundlage der Sach- und Rechtslage 
zum Zeitpunkt des Ablaufs der Monatsfrist zu treffen ist. Nach Ansicht des MLUK 
ist die Formulierung in § 10 Absatz 5 Satz 3 BlmSchG europarechtskonform so 
auszulegen, dass die Pflicht zur Amtsermittlung nach § 24 VwVfG dadurch nicht 
eingeschränkt wird. Eine unvollständige Bestandserfassung oder eine Nichtberück-
sichtigung von nach Fristablauf eingetretenen Tatsachen in der Genehmigung, wie 
zum Beispiel der Bau eines neuen Vogel-Horstes, würde gegen europäisches Ar-
tenschutzrecht verstoßen. Das wird auch in den Vollzugshinweisen eingeräumt. 

2. Nachweisführung zur Anwendbarkeit nach § 1615 Abs, 1 BlmSchG 
Die Nachweisführung für die Anwendbarkeit der Regelung kann durch Angabe des 
Standortes der zu beseitigenden Bestandsanlage unter Beifügung eines Nachwei-
ses der Verfügbarkeit erfolgen. Hierzu ist eine bedingte Verzichtserklärung auf die 
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Genehmigung für die bestehende Anlage vorzulegen, Das in der Anlage befindliche 

Muster wird zur Verwendung empfohlen. 

Der Nachweis ist mit Antragstellung zu erbringen, da nur so die Einordnung als 

Verfahren nach § 1615 BlmSchG erfolgen kann. Wird der Nachweis nicht mit Antrag-

stellung erbracht, ist ein Genehmigungsverfahren nach §§ 4, 6 und 10 BlmSchG 

durchzuführen. 
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